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P|"eissteigerunqsrate 
J* 1969 
W|J|2al8 selt 16 Jahren Ist die Inflationsrate 
&er p  Vnter die 2-Prozent-Marke gerutscht. 
Vaten ®,sindex für die Lebenshaltung aller pri- 
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M
0
aushalte liegt im August 1984 nur noch 

W|*der    "ber dem des Vorianres- Dle Mark jst 

^arriit hS° s?abH wle zu Ludwig Erhards Zeiten. 
^naDD or*dle Bundesregierung nach nur 
w'eder        lger Amtszelt die Preisstabilität 
•Melt heicnt' die dle SPD ln 13 Jahren ver" 1982 flat: 1974 'ag die Inflationsrate bei 6,9%, 

VrE
C
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hbel5'60/0- 

*u Recht erfüllt die Bundesre9ierun9 mit stolz; 
S° 9er denn nur wenige Länder können mit einer 
^02U ßn9fu9igen Preissteigerungsrate aufwarten, 
"Seit ej

Undesbankpräsident Pohl lobend anerkennt: 
^ rnann,^en Monaten haben wir eine Entwicklung, 
^feis^ auch bei Anlegen ehrgeiziger Maßstäbe als 
U'ese   b,lltät bezeichnen kann." 
fiil|iq Pr,?°Sitive wirtschaftliche Ergebnis ist nicht zu- 

9es 

Jen. Es beginnt sich auszuzahlen, daß in 
^Qenen zwei Jahren von Seiten des Staates 

ist. Die Opfer, die allen Bürgern zur 
(Fortsetzung auf Seite 2) 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Überwindung der Krise von Wirtschaft und 
Finanzen abverlangt werden mußten, wa- 
ren nicht vergeblich. Neben der „optima- 
len Kombination von konsequent betrie- 
bener fiskalischer Konsolidierungspolitik, 
flexibler Geldpolitik und systematischer 
Strukturanpassung" (Zitat des Direkto- 
riums des internationalen Währungsfonds) 
waren die moderaten Tarifabschlüsse des 
vergangenen Jahres von nicht unbedeu- 
tendem Einfluß. Es zeigt sich wieder ein- 
mal mehr, daß die Zurückhaltung bei den 
Lohnabschlüssen sich positiv auf die reale 
Kaufkraft der Arbeitnehmer auswirkt. Zu 
Beginn der 70er Jahre lagen die Lohnab- 
schlüsse weit höher als heute, aber Infla- 
tionsraten von 6 bis 7% fraßen die Ein- 
kommenszuwächse auf. Unter dem Strich 
blieb in vielen Fällen nichts übrig, insbe- 
sondere für Arbeitnehmerfamilien mit Kin- 
dern. 

Die Regierung Helmut Kohl hat dafür ge- 
sorgt, daß die Kaufkraft der Einkommen 
aller, insbesondere der Arbeitnehmer, der 
Rentner und der Familien, nicht mehr ei- 
nem fortschreitenden Verfall ausgesetzt 
ist. Sie alle können wieder mehr kaufen. 
Wenn Preise nicht mehr um 6%, sondern 
nur noch um 2% steigen, wirkt sich diese 
Stabilität wie eine „saftige Lohnerhöhung" 
aus. 

Stabile Preise sind auch eine wichtige 
Voraussetzung zur Überwindung der Ar- 
beitslosigkeit. Die Absatzchancen deut- 
scher Waren im In- und Ausland steigen, 
die Produktion wird angekurbelt, der Auf- 
schwung verlängert sich. Damit steigen 
die Chancen zu einer weiteren Verringe- 
rung der Arbeitslosigkeit. 
Die Erfolge der Regierung Heimut Kohl 
beweisen wieder einmal: eine gute Wirt- 
schaftspolitik ist die beste Sozialpolitik. 
Für die weitere Arbeit der Regierung gilt: 
Finanz-, Wirtschafts- und Sozialpolitik 
bleiben auf einem klaren vorhersehbaren 

Kurs. Denn nur gesunde Staatsfina 
und ein stabiler Geldwert schaffen 

nie* 

Ge- Basis für eine Politik der sozialen - ., 
rechtigkeit.        (siehe auf Flugblatt S- 

Walimann rechnet wieder 
mit absoluter Mehrheit 

Wall; Der Frankfurter Oberbürgermeister 
mann rechnet 1985 mit seiner Wieder* 
und einer erneuten absoluten Mehrhei 
die CDU im Frankfurter Stadtpariarn« 
Wallmann, der auch hessischer CDU' 
desvorsitzender ist,  sagte  in  Fulda,   p 
„schwierige  Lage"  der  Frankfurter      . 
habe  sich auch  mit der angekündiö1 
Kandidatur   des   stellvertretenden   ö e! 

Bundestagsfraktionsvorsitzenden   v   ^ 
Hauff für den OB-Sessel nicht geän<Jefii 
Demgegenüber sei die CDU „mit Qr0 ^. 
Erfolg" dem Ruf Frankfurts als unreg'e   fi 

re Stadt entgegengetreten. Er sei si 
daß der Bürger diese Leistungen hon 
ren werde. 

„Schlag gegen die innere 
Sicherheit" : 

Als „Schlag gegen die innere Siehe ^ 
hat die CDU/CSU den SPD-EntvmJn^5 

Änderung des Anti-Terrorismusges ^ 
strikt abgelehnt. Mit dem Vorschlag- ^ 
Tatbestandsmerkmal des „Werbens 
eine terroristische Vereinigung zu ^ 
chen, sei die SPD dabei, ein wichtig* ^ 
strument zur Bekämpfung des Te r 

mus zu entschärfen, erklärte der st ». 
tretende Vorsitzende der CDU/CSU- ^ 
tion, Karl Miltner. Miltner nannte den ^ 
schlag unverantwortlich, denn nac ^ 
vor stelle der Terrorismus von linK ^ 
rechts eine schwere Gefährdung ' ^ 
Rechtsfrieden dar. Es gebe keinen |, 
rechtfertigten Grund, den Helfern un ^ 
fershelfern des Terrorismus entge91 ^ 
kommen. Die CDU/CSU-Fraktion f°' „. 
die SPD auf, ihre Vorlage zurückzuZ" 
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BUNDESVORSTAND 

.Helmut Kohl: Unsere Erfolgsbilanz 
ls* unübersehbar 
der K

he9'erung der Mitte hat die in 
c,eteh°a''t'0nsvere'nDarun9 veraDre" 
abaeu?0ljtischen Vorhaben zügig 
her VftICkelt und zum Teil bereits frü" 
v°rsah!irk,icht a,s dies der ZeitP,an 

vie|e *• Wir waren erfolgreicher als 

*u ho«°n uns vor knaPP zwei Jahren 
V°rsit     Wa9ten" Das erklärte der 
He|m*fe"de der CDU, Bundeskanzler 
ber iqL ohl' am Montag, 3. Septerr 
Sta^ r?4' vor dem CDU-Bundesvor- 

em- 
dem CDU-Bundesvor- 

»n Bonn. 

och 
"HvJch?ie Seien die Beziehungen zu den 
rePubiii/ £sten Verbündeten der Bundes- 

CeSsend 

6re
iniatDeUtSchland' vor allem zu den 

^W?.      Staa*en und zu Frankreich, so 
und intensiv gewesen, wie ge- *      Jetzt   i       ••••*"•«•» a^"^-"0". «•» a6 

u ^aft j t        
der Europäischen Gemein- 

°h|trot na^h den Worten von He'mut 
der»heiteZ anfän9,icner Meinungsverschie- 
W°r^en n

p
eine tragfähige Einigung erzielt 

4e "Wint*"'  kund'9te an, daß im Verlauf 
te9rati       neue Schritte zur politischen 

^ot2    
on unternommen werden sollen. 

^0skau
Propa9andistischer   Angriffe   aus 

9en 2ur ^wickelten sich die Beziehun- 
D     ^°WjetUnion   r«/~.rrviol        \A/ir   uinllan 

Wa,..
Beziehungen 

9ute 
v*rs $ch>u er 
H^eilen 

Jetunion normal. „Wir wollen 
zu  den  Staaten  des 

Paktes  und  uns  nicht von 
K lr*Ut k i! bee'ndrucken lassen", sagte 
Die^Kohl. 

^9te Ejrianchen Beobachtern vorherge- 
fr Sei r/h* in den 0st-West-Beziehun- 
Jr d^s v   ueingetreten- Dies 9elte auch 
äutSl 

verhältn M   Schen Q zwiscnen aen oeiaen 
XNen <•      aten- Daß innerhalb von fünf 

D* in di
Und 35000 Landsleute aus der 
e Bundesrepublik übersiedeln 

konnten, sei ein großer Erfolg, der von der 
CDU betriebenen Deutschlandpolitik der 
Vernunft. 
Nachdrücklich verwies der CDU-Vorsit- 
zende auf die unbestreitbaren Erfolge im 
Bereich der Wirtschaftspolitik. Die Infla- 
tionsrate sei auf unter 2 Prozent gesun- 
ken, der Staatshaushalt saniert, die Neu- 
verschuldung halbiert worden. Das Wirt- 
schaftswachstum werde in diesem Jahr 
real 2,5 Prozent erreichen, die deutsche 
Volkswirtschaft sei aus den roten Zahlen 
heraus und könne für die kommenden 
Jahre wieder mit einer positiven konjunk- 
turellen Entwicklung rechnen. Diese Wer- 
te könnten nach den Worten des CDU- 
Vorsitzenden noch besser sein, wenn die 
positive Entwicklung nicht durch die 
Streiks im Druckgewerbe und in der Me- 
tallindustrie behindert worden wäre. 

Umweltprobleme 
stehen im Mittelpunkt 
Der Generalsekretär der CDU, Heiner 
Geißler, berichtete dem Bundesvorstand 
über die Arbeitsplanung der CDU für die 
nächsten Monate. Ein wichtiger Stellen- 
wert in der politischen Arbeit werde die 
Frage sein, wie auch in der Zukunft not- 
wendiges wirtschaftliches Wachstum und 
technischer Fortschritt mit der Erhaltung 
unserer natürlichen Umwelt vereinbar ge- 
macht werden können. Auf diesem Felde 
werde die entscheidende politische Aus- 
einandersetzung mit den Grünen und den 
Sozialdemokraten stattfinden, deren Poli- 
tik auf eine grundsätzliche Änderung un- 
serer sozialen und wirtschaftlichen Ord- 
nung hinauslaufe, die Wettbewerbsfähig- 
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keit unserer Wirtschaft schwäche und zur 
Vernichtung von Arbeitsplätzen führe. Ein 
Konrad-Adenauer-Haus-Gespräch am 16. 
Oktober 1984 sowie ein Fachkongreß am 
13. November 1984, ebenfalls im Konrad- 
Adenauer-Haus, werden sich diesen Pro- 
blemen widmen. Ein weiterer Fachkon- 
greß ist zum Thema „Arbeit und Umwelt" 
für den Februar 1985 geplant. 

Der Bundesvorstand  berief den 33. 
Bundesparteitag der CDU für den 20. 
bis 22. März 1985 nach Essen ein. 

Verhängnisvolle Entwicklung 
in Hessen 
Der Bundesvorstand erörterte die politi- 
sche Lage in Hessen. Er sieht in dem Pakt 
zwischen Grünen und der SPD eine ver- 
hängnisvolle Entwicklung für die rechts- 
staatliche Ordnung und für die Soziale 
Marktwirtschaft. Die Wähler sind aufgefor- 
dert, die von führenden Sozialdemokraten 
geplante Übernahme des hessischen Mo- 
dells in Nordrhein-Westfalen, dem Saar- 
land und in Berlin durch ihr Votum zu ver- 
hindern, da sonst negative Auswirkungen 
auf die Sicherheit der Arbeitsplätze und 
die   wirtschaftliche   Entwicklung   drohen. 
Der SPD warf Heiner Geißler vor, sich in 
das Schlepptau der Grünen begeben zu 
haben. Die Politik der Grünen sei auf die 
Zerstörung der wirtschaftlichen und ge- 
sellschaftlichen Ordnung in der Bundesre- 
publik Deutschland ausgerichtet. Sie 
seien in ihrer Grundhaltung antiparlamen- 
tarisch und nach wie vor nicht bereit, der 
Gewalt als Mittel zur Durchsetzung politi- 
scher Ziele eine eindeutige Absage zu er- 
teilen. Der Landesvorsitzende der hessi- 
schen CDU, der Frankfurter Oberbürger- 
meister Dr. Walter Wallmann, warf der 
SPD vor, zum Erfüllungsgehilfen der Grü- 
nen verkümmert zu sein. In Hessen werde 
der Vollzug grüner Forderungen auf dem 
Rücken der Bevölkerung ausgetragen. Als 
Beispiele nannte er die Ausländerpolitik, 
das Personalvertretungsrecht und die 
Energiepolitik. 

Der Chef ist wieder da 
h 6$ Kaum zurück aus dem Urlaub, spracn 

Kanzler ein öffentliches Machtwort- ^ 
der Presse in Bonn legte er die tats'f ^_ 
ehe Lage der Nation dar — souverän 
fenherzig,   kritisch.   Nach   den   Hahn ,, 
kämpfen und dem allgemeinen Huhne''   f 
gegacker   einiger   Bonner   Stallt g5 

während der Sommerpause  war die 
Kanzlerwort  am   Platze   und  vonnc 
Kohls Selbstbewußtsein, seine Gelas   . 
heit, der Mut zur Kritik sowie die unZ y 

deutige Deutlichkeit mancher Wort6» 
dies alles offenbarte: Der Chef ist tf0 

da und er bringt den Laden auf Zug- 
(Westfälische Nachrichten, 1. 9.1984) 

Die Außen- und Deutschlandpolitik     p 
sich vor aller Welt sehen lassen. FM  A 

und Steuern sind so geregelt, daß s<e ^ 
tel- und langfristig den Arbeitsmarv 
bessern. 
(Kölnische Rundschau, 1. 9. 1984) 

Ich bin optimistisch, daß wir die 
von 700000 Lehrstellen des vergab 
nen Jahres noch einmal erhöhen     . 
nen. Ich darf auch von hier aus    ^ 
Aufruf an  alle  Bereiche,   Hand* 
Handel,    Einzelhandel,    freie   0eLoe 
Wirtschaft im weitesten Sinne des 
tes, Unternehmer wie Gewerkscn 
Vertreter,  vor allem Betriebsräte     ,, 
ten, uns bei diesem Bemühen zu u    p 
stützen. Das ist eine der wichtig' 
Erfordernisse unserer Zeit. Die     .^ 
desregierung selbst hat im Rahme 
rer Möglichkeiten das Notwendige y 
tan. 
Bundeskanzler Helmut Kohl 
vor der Presse in Bonn 

„Niemand kann vernünftigerweis     p 
warten, daß alle Probleme auf 
Schlag gelöst werden." 
Helmut Kohl 
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ENTBÜROKRATISIERUNG 

^arkes Echo in der Öffentlichkeit: 
$Ch( 
nah^de»"ner Staat und eine bürger- 
te N rwaltun9 brauchen gesetzli- 
öbern?7en- Es m"ß jedoch ständig 
SfM..Prun werden, ob bestimmte Vor- 

ion über 1000 Vorschläge 

thrift 
ab9esl! nicht vereinfacht oder ganz 
*unde       • werden können. Die 
Hei^ ^gierung unter Führung von 
9en>ach^0nl na* es sich zur Aufgabe 
9©n on    den Burger von überflüssi- 
geni? vermeidbaren bürokrati- 

Ün Vorschriften zu befreien. 

9en'HSSige Bürokratievorschriften en- 
e'n, ||u    en Freiheitsraum des Bürgers 
gilt in •en notwendige Initiativen.  Dies 
schaft  Des°nderer Weise  für  die  Wirt- 
?e v°n u    en lnvestitionskraft im Interes- 

n9  kr>nS a"en zur wirkungsvollen Entfal- 
Scher  

ommen   soll,   stellt   Parlamentari- 
Schmirit, taatssekretär     Horst     Waffen- 

^*b£100° Vorschläge an die 
big Ar^

n9'9e Kommission 

Jr f^eck? der Unabhängigen Kommission 
Fv   öUnrt Und Verwaltungsvereinfachung 

r9ern  v   hat Sehr viele lnitiativen bei 

?6löst A.  erbänden und Behörden aus- 

?h|*9e h Jüli 1984 sind über 100° Vor" 
N 6in 

Dei der Unabhängigen Kommis- 
?eWejs ^

e9an9en. Dieses starke Echo ist 
d ns der D die Notwendigkeit des Vorha- 
N6ne brRir

Undesre9ie''ung und die gefun- 
6 AUs 

Zustimmung- 
Nan^^ung wird im Kontakt mit den 
b 9etriebe Bundesministerien zügig vor- 
^reits jn 

l\" ^'nige Anregungen wurden 
k^ch|0 

def von der Bundesregierung 
br   ini9unenen Verordnung zur Statistik- 

*chten 5' ln dem im Bundestag einge- 
esetzentwurf zur Bereinigung 

des Verwaltungsverfahrensrechts sowie 
bei den laufenden Arbeiten zur Neuord- 
nung des Baurechts berücksichtigt. Ande- 
re Vorschläge werden Eingang in ein Sam- 
melgesetz zur Rechts- und Verwaltungs- 
vereinfachung finden, das noch in diesem 
Jahr dem Bundeskabinett vorgelegt wer- 
den soll. 
2. Vereinfachung des 
Verwaltungsverfahrens 
Die Vereinfachung und Vereinheitlichung 
des Verwaltungsrechtsverfahrens ist ein 
zentrales Anliegen bei den Bemühungen 
um Entbürokratisierung. Hier sieht die Un- 
abhängige Kommission einen Schwer- 
punkt ihrer Arbeit. 
Mit dem Entwurf eines 1. Gesetzes zur 
Bereinigung des Verwaltungsverfahrens- 
rechts schlägt jetzt die Bundesregierung 
die Aufhebung bzw. Änderung von 136 
Gesetzesvorschriften und 55 Vorschriften 
in Rechtsverordnungen vor. Der unter Fe- 
derführung des Bundesministeriums des 
Innern erstellte Gesetzentwurf wurde in- 
zwischen im Bundestag eingebracht. 
Die Unabhängige Kommission hat weitere 
Vorschläge — insbesondere zum Fragen- 
komplex Entscheidungsspielräume der 
Verwaltung — diskutiert. Sie befassen 
sich u. a. mit dem Ausmaß der Einwirkung 
der Verwaltungsgerichte auf das Verwal- 
tungshandeln. 
Folgendes Problem stellt sich hier: Las- 
sen die Gesetze der Verwaltung viel Spiel- 
raum, wird die Rechtsprechung sie u. U. 
für zu unbestimmt halten und selbst aus- 
füllen; lassen Gesetze wenig Spielraum, 
besteht die Gefahr, daß sie über ihre Kon- 
trollfunktion hinaus selbst Funktionen der 
Verwaltung übernimmt. 
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In engem Kontakt mit den zuständigen 
Bundesministerien will die Unabhängige 
Kommission bei ihren weiteren Beratun- 
gen über die Thematik u. a. Änderungs- 
vorschläge zur Verwaltungsgerichtsord- 
nung prüfen. Bei allen diesen Überlegun- 
gen muß die Rechtschutzgewährleistung 
des Art. 19 Abs. 4 GG beachtet werden. 

3. Vereinfachung des 
Wirtschaftsrechts 
Nach Beratungen mit der Unabhängigen 
Kommission hat der Bundesminister für 
Wirtschaft als einen ersten Beitrag zur 
Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 
auf seinem Gebiet den Entwurf eines Ge- 
setzes zur Bereinigung wirtschaftsrechtli- 
cher Vorschriften vorgelegt. Dieser Ent- 
wurf sieht u. a. vor: 
— Abschaffung bestimmter Meldepflich- 
ten im Bereich des Energierechts (Kapazi- 
täten für Erdölraffinerien und -rohrleitun- 
gen bzw. Belegschaftsplanung der Berg- 
bauunternehmen); 
— Abschaffung des Kartellregisters und 
des Registers für Wettbewerbsregeln; 
— Verzicht auf Aufsichts- und Mitwir- 
kungsfunktionen nach der Wirtschaftsprü- 
fungsordnung. 
Die Vorlage wurde inzwischen vom Bun- 
deskabinett verabschiedet und bereits 
vom Bundesrat im ersten Durchgang be- 
handelt. 

4. Verzicht auf Tausende von 
Fragebogen in der amtlichen Statistik 
Die Unabhängige Kommission hat mehre- 
re Initiativen zur Statistikbereinigung bera- 
ten und in Zusammenarbeit mit dem Bun- 
desministerium des Innern für das Ge- 
setzgebungsverfahren vorgeschlagen. Er- 
stes Ergebnis dieser Bemühungen ist die 
Statistikbereinigungsverordnung, die in- 
zwischen vom Bundeskabinett und Bun- 
desrat endgültig verabschiedet wurde. 
Schwerpunkt dieser Verordnung sind: 
Verzicht auf die Textilstatistik und die Ma- 
terial-   und   Wareneingangserhebung   im 

ctati5' Baugewerbe, Einschränkung der ol* e 

ken der Personenbeförderung, V&0 $ 
rung der Häufigkeit der Statistiken 'n r 

Handelsvermittlung und im Gaststätte ^ 
werbe sowie in der Abfallbeseitigun9' jtl 

Wasserversorgung und Abwasserte 
gung. f 
Allein durch diese Verordnung wl,)(1tef' 
drastische Entlastung Tausender U,,. 
nehmen und Betriebe von monat» „. 
vierteljährlichen und jährlichen s%tr 
sehen Meldepflichten erreicht. Ein $ 
stikbereinigungsgesetz, das weite1" 
reinigungen vorsieht, wird vorbereite 
Bei allen Bemühungen um Statistik^ c 
gung muß im übrigen dem Volkszäh e 
gesetzurteil des Bundesverfassung c 
richts vom 15. Dezember 1983 ^e° ^ 
getragen werden. Danach ist bei s ^ 
sehen Rechtsvorschriften künft'fiI n<jlr 
stärkt auf die Anwendung bürgend p 
eher Erhebungsmethoden zu acf1

rfa^ef 

dürfen grundsätzlich nur solche Ven^ 
angewendet werden, die zur gering 
liehen Belastung des Bürgers führe • 

5. Neues Baugesetzbuch 
noch in dieser Wahlperiode $ 
Die Unabhängige Kommission hat > ^ 
reren Sitzungen gemeinsam mit »f 
tern des Bauministeriums MögÜc ^ 
zur Vereinfachung des Baurechts e # 
Es wurde gefordert, den Entwurf ° ^ 
planten neuen Baugesetzbuchs> $ 
1985 vorzulegen. Dies hat das Bun ^ 
binett inzwischen auch beschlösse • ^ 
reiche Vorschläge, die von Bürge^f^ 
Behörden an die Kommission neJ.*s ^ 
gen wurden und Anregungen für d .^ d1 

Baugesetzbuch enthalten, fließen 
laufenden Arbeiten ein. 

6. Artikelgesetz 1984 zur Re<*t5 

und Verwaltungsvereinfachung    ^ 

Die Unabhängige Kommission ^*\^ 
schlagen, entscheidungsreife rejfiJ 
zur Rechts- und Verwaltungen jf, «• 
chung aus den einzelnen ResS°z0ia$sl 

nem    Artikelgesetz    zusammen J 
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v6rfa^°glichst bald ins Gesetzgebungs- 
d6s B

ren 2u geben. Unter Federführung 
de jjj Undesministeriums des Innern wür- 
fen. ^Jer Vorschlag inzwischen aufgegrif- 
ein2e| r 2eit werden die Beiträge von den 
feiCn 

en Bundesressorts gesammelt. Sie 
lichennR°n der Vereinfachung der öffent- 
SaCnv 

estel|ung und Vereidigung von 
V0rs , rstär|digen bis zur Aufhebung von 
*ejn ',nften 'm Gesetz über das Brannt- 
bens 

0r°Pol und betreffen zahlreiche Le- 
ter gg biete. 'n denen die Bürger mit gu- 
Schrjft

9rundun9 die Aufhebung von Vor- 
2Ur D6n fordern. Das Artikelgesetz 1984 
chun 

echts- und Verwaltungsvereinfa- 
?Ur Bg0" dem Bundeskabinett im Herbst 

schlußfassung vorgelegt werden. 

*0rmufCh,äge ,ür Dur9ernahe 

nangjg Eln9aben der Bürger an die Unab- 
9ef0r^ Kommission wird immer wieder 
facher • Formulare der Verwaltung ein- 
^rwait

2u gestalten und eine bürgernahe 
Die u 

n9ssPrache zu benutzen. 
VSC|?.abnangige Kommission hat diese 
ln*wi$ch9e auf9e9riffen und unterstützt. 
ISte'nM ist fol9endes geschehen: Es 
chen v^erkblatt zur formalen und inhaltli- 
VV°rden t?ruckgestaltung herausgegeben 
r'9&n H- 9'Dt allen Verwaltungsangehö- 
drucken'e mit der Entwicklung von Vor- 
fiele 2 

2U tun naben, Hinweise und Bei- 
dr*Jckp ,Ur Gestaltung  bürgernaher Vor- 

e an die Hand. 
8  I 

^Äernahe 

ein Merkblatt erarbeitet, das 
-Una~n9en für eine bürgernahe Ver- 

s  alle  ^Prache enthält. Es wendet sich 
siben     Verwaltungstexte entwerfen, 

n °der unterschreiben. 

Uh*b!2l?t? ,nit|ativen der 
«) Nac^

n9'9en Kommission 

*b^n9iqe'ner 6rsten Beratung in der Un_ 
1 Kommission wird z. Z.  eine 

größere Zahl von Maßnahmen zur Rechts- 
und Verwaltungsvereinfachung im Bereich 
des Bundesverkehrsministers eingeleitet. 
b) Mischfinanzierungen durch Bund, Län- 
der und Kommunen gehen fast immer ein- 
her mit Mischplanung und Mischentschei- 
dung. Sie führen wegen der notwendigen 
Abstimmungen zur Mehrfachbürokratie, 
verursachen erheblichen Verwaltungsauf- 
wand und stehen der notwendigen Trans- 
parenz der Verwaltungsabläufe und der 
Verantwortung oft im Wege. Die Unabhän- 
gige Kommission hat sich daher auch mit 
diesem Komplex befaßt. Bei den Bemü- 
hungen im September und Oktober sollen 
Vertreter der Bundesministerien und des 
Bundesrechnungshofes dazu gehört wer- 
den. 
c) Die Unabhängige Kommission hat in ei- 
ner ersten Beratung Initiativen diskutiert, 
die zum Ziel haben, bei der Ausführung 
von Bundesrecht durch die Länder diesen 
weitestgehend auch die Festlegung der 
Behördenzuständigkeit zu überlassen. Es 
kann dann, auch im Interesse der Erleich- 
terung des Verkehrs der Bürger mit den 
Behörden, den besonderen Gegebenhei- 
ten des jeweiligen Landes besser Rech- 
nung getragen werden. 

10. Zusammenarbeit mit der 
Europäischen Gemeinschaft 
Die Unabhängige Kommission hat erste 
Beratungen mit den zuständigen Stellen 
der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaft über Aufgaben der Rechts- 
und Verwaltungsvereinfachung geführt. 
Dabei wurde das zentrale Anliegen der 
Unabhängigen Kommission deutlich ge- 
macht, auch auf europäischer Ebene In- 
itiativen zur Rechts- und Verwaltungsver- 
einfachung zu ergreifen und beim Erlaß 
neuer Vorschriften strenge Maßstäbe zur 
Entbürokratisierung anzulegen. Diese For- 
derung wurde anhand von Beispielen aus 
mehreren EG-Richtlinien verdeutlicht. Die 
Vertreter der EG verwiesen auf erste In- 
itiativen zur Entbürokratisierung in ihrem 
Bereich. 
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• ARBEITSMARKT 

Optimismus für die 
nahe Zukunft 
Auch die Arbeitsmarktentwicklung 
im Ferienmonat August 1984 brachte 
— erwartungsgemäß — noch keine 
Wende zum Besseren. Der faktische 
„Stillstand" im Vergleich zum Vormo- 
nat läßt jedoch darauf schließen, daß 
die arbeitsmarktpolitisch negativen 
Einflüsse des Streiks in der Metall- 
und Druckindustrie allmählich abklin- 
gen. 

Verschiedene Hinweise aus der Wirt- 
schaft geben zu der Hoffnung Anlaß, 

daß sich die Situation auf dem Arbeits- 
markt im September deutlich verbessern 
und damit erstmals wieder an jenen positi- 
ven Trend anknüpfen wird, der sich bis 
zum Streik monatelang abgezeichnet hat- 
te. Diese positive Erwartung wird auch da- 
durch gestützt, daß die Kurzarbeiterzah- 
len im August weiter drastisch abgebaut 
und im Vergleich sogar nahezu halbiert 
worden sind. 

Für eine Bewertung der aktuellen Lage 
sind folgende Tatbestände und Entwick- 
lungen wichtig: 

— Die Zahl der offenen Stellen steigt wie- 
der. 
— Der starke Rückgang der Zahl der Be- 
schäftigten der zurückliegenden Jahre ist 
überwunden. 

Insgesamt ist die bisherige beschäfti- 
gungspolitische Bilanz der Regierung 
Kohl erfolgreich. Wenn man berücksich- 
tigt, daß die Zahl der Arbeitslosen von 
1 288923 im August 1981 um über 500000 
bis August 1982 auf 1 797100 und dann im 

Folgejahr    nochmals    um    400000 
2196220 im August 1983 gestiegen* 
sieht man die Wende zum Positiven ° 
lieh. 
Die von der SPD in die Welt gesetzte 
rorprognose von drei Millionen Arba' c- 
sen wird nicht Realität. Leider muß „ 
noch im nächsten Jahr mit einer Arbe , 
sigkeit etwa in der heutigen Groß6 jCn 
nung gerechnet werden. Dies ist nat .. 
immer noch Folge der „Erblast" der }. 
lösten SPD-Regierung. Beschäftig, 
politisch hat die christlich-liberale f, 
tion den rapiden Anstieg der M&sS .^ 
beitslosigkeit nicht nur gebremst, so ,, 
auch gute Voraussetzungen für daU ^ 
te Erhaltung bestehender und Scba 
neuer Arbeitsplätze geschaffen. V*ir $ 
nen nämlich nach der Projektion de ^ 
samtwirtschaftlichen Entwicklung b|S ^ 
nicht nur mit einem BSP-Wachstu^1 ^ 
jährlich 2,5 Prozent rechnen, s°n^fti 
auch mit einer Zunahme der Bes ^ 
gungszahlen von jährlich einem .^. 
Prozent. Dies ist eine gute Persp6 jjf 
nachdem als Folge der Mißwirtscba ^ 
SPD zwischen 1980 und 1983 übe' 
Million Arbeitsplätze vernichtet wuf ,, 

Die Regierungskoalition hat wichtig ^ 
besserungen für Familien in AnÖ^/ 
nommen, die von Arbeitslosigkeit be" 

fen sind: Ü 
de> - Die Altersgrenzen sollen für 

Krankenversicherung* $ 
arbeitslose  »* ^ 

vvar   ' 

stenlosen 
schnellstmöglich   für 
von 19 auf 23 Jahre angehoben 
für den Kindergeldanspruch ab *• 
1985 von 18 auf 21 Jahre. ,$s 
— Im Zuge der Verbesserung &*    Af 

lienlastenausgleichs ab  1986 *s c[r.^f 
beitslose, die keine Lohn- una   ^ 
mensteuer zahlen, je Kind ein Kir 
Zuschuß von 45,— DM monatlich 
hen. 
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OPPOSITION 

Jjeiner Geißler: SPD im Schlepptau 
öer „antidemokratischen" Grünen 
Die cm,   . 
''tisch    8,e    in den Grünen die P°" 
Bonn    ^rar*, die mittlerweile in 
Posit "dle ,üh|,ende Rolle in der Op- 
Sje "'.^»Politik eingenommen" hat. 
stärkt   ^'Ch deshalb künftig ver- 
sehen•'* dleser »antidemokrati- 
kläf*!1 Part©i auseinandersetzen, er- 
ler |n ?eneralsekretär Heiner Geiß- 
^fes8

e,nem lnterv<ew der Deutschen 
$HCL e'A9errtui' anläßlich eines Be- 

s der dpa-Zentrale in Hamburg. 

jj^l? Grünen beherrschen inzwischen 
irn ö 

le Politischen Ziele der Opposition 
kretär

nc?esta9", betonte der Generalse- 
^hrvy cnt die Grünen befinden sich im 
die So Ser der SPD- sondern umgekehrt 
Sch|ep2'aldemokraten befinden sich im 

p0r 

®n A        — "*"" y^xj',v""• "ji w,wi Kw,,i,_ 

^n a. Usejnandersetzung mit den Gru- 
sig Q9e|aufen. Geißler sagte wörtlich: 
sCrie pa^6" sind eir)e antiparlamentari- 
her ^nd\rt Von ihrem Selbstverständnis 
St^dnk * 'etztendlich vom Selbstver- 
ne antjH Unserer Verfassung her auch ei- 
'n ihrer 7m°kratische Partei" Sie hätten 
^hafts 

Set2un9 die Absicht, die wirt- 
kChe OM 9esellschafts-   und   sozialpoliti- 

& r^WirtUn9 auf der Basis der sozialen 

Weisf KChaft  total  zu  verändern.  Als 
^le die G *r      Geißler dje Absprachen an, 
^unQp?r!Jnen der SPD in Hessen „aufge- 

9en haben" 

Ptau der Grünen." 
d'e CDU sei die Schonfrist der politi- 

tw 5! habe 
ob er die Grünen unter- 

antwortete Geißler: „Wir ha- rt. ^ die "5Dr>   ~ •'"VJ, lclc vaeroren. „vvii na- 
AuSej      

überschätzt." Die CDU habe 
nandersetzung mit den Grünen 

deswegen inhaltlich lange Zeit nicht ge- 
führt, weil viele der Auffassung gewesen 
seien, die Grünen würden zerfallen oder 
wieder zur SPD zurückfinden. „Dies ist 
nicht der Fall." 

Der Generalsekretär kündigte an, die Uni- 
on werde sich in den kommenden Wahl- 
kämpfen mit dieser Partei auseinanderset- 
zen, die „eine arbeitnehmerfeindliche Poli- 
tik betreibt, deren Politik letztendlich zur 
Vernichtung von Arbeitsplätzen führt und 
die im übrigen außenpolitisch die Bundes- 
republik in ein Niemandsland führen wür- 
de, in dem diese in eine politische Abhän- 
gigkeit zur Sowjetunion geraten würde". 

CDU warnt vor rotgrüner 
Ehe" in Berlin 
Nach Ansicht des Berliner CDU-General- 
sekretärs Straßmeir droht in Berlin nach 
der Wahl im kommenden März ein rot- 
grünes Regierungsbündnis, wenn SPD 
und AL eine Mehrheit erhalten sollten. 
Straßmeir sagte zum Auftakt des offiziel- 
len Wahlkampfes seiner Partei: „Da kann 
der SPD-Spitzenkandidat Hans Apel an- 
dere Intentionen haben, wie er will. Die 
wirklichen Verhältnisse in seiner Partei 
werden ihm keine Chance zur Verwirkli- 
chung geben." 

Der CDU-Politiker verwies auf Äußerun- 
gen des SPD-Vorsitzenden Brandt vor 
Journalisten in Bonn. Brandt habe dort im 
Beisein des Fraktionschefs Vogel Koalitio- 
nen mit den Grünen nach den im Frühjahr 
1985 in Berlin, im Saarland und in Nord- 
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rhein-Westfalen anstehenden Landtags- 
wahlen in Erwägung gezogen. 

Der CDU-Vorsitzende im Abgeordneten- 
haus, Buwitt, sagte, Brandt habe die 
„krampfhaft-markigen Worte" Apels als 
„Doppelstrategie" der SPD entlarvt. Ehe- 
vermittler Brandt möge die angestrebte 
Liaison als Liebesheirat anpreisen, die 
SPD sie als Vernunftsehe abtun. „Nach 
der Hochzeitsnacht würde für die Bürger, 
die sich dieses Traumpaar gewählt haben, 
in jedem Fall das böse Erwachen kom- 
men." 

Straßmeir kündigte an, daß es Ziel der 
CDU im kommenden Wahlkampf sein wer- 
de,„bestimmende politische Kraft" in Ber- 
lin zu bleiben und dafür zu sorgen, daß 
Eberhard Diepgen und seine Regierungs- 
mannschaft weiter arbeiten könnten. Diep- 
gen, „der aus Berlin kommt, der Berlin 
kennt und in Berlin seine Heimat hat", 
werde dabei eine zentrale Rolle spielen. 

Er räumte ein, daß sich die FDP „zur Zeit 
nicht in Höchstform" präsentiere. Die CDU 
wolle mit den Liberalen nicht einen „Ge- 
meinschaftswahlkampf" führen. Jeder Ko- 
alitionspartner müsse schon um seine 
Wähler selbst werben. 

Gegenüber der Opposition werde die 
CDU vor den Wahlen „keine aggressive 
Negativkampagne" führen, sondern die Bi- 
lanz der eigenen Leistungen darstellen. 
Die CDU könne, so sagte Straßmeir, mit 
Stolz darauf verweisen, daß sich das Klima 
in Berlin seit 1981 wesentlich gebessert 
habe. „Berlin ist wieder da", betonte er. 
Die Wirtschaft atme freier, dem Recht 
werde wieder Geltung verschafft, das so- 
ziale Netz sei gesichert, das Stadtbild ver- 
schönert worden. Im Kampf gegen die Ar- 
beitslosigkeit, beim Familiengeld und bei 
der Lösung des Hausbesetzerproblems 
sei Berlin vom Schlußlicht zum Vorreiter 
geworden. 

Appell der Bundestagsfraktioi 
zur Schaffung neuer Lehrstell6 

Der bildungs- und Wissenschaftspolitik 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsff ( 

tion, MdB Klaus Daweke, erklärt: Die * 
der Jugendlichen, die in diesem Jahr e 
Lehrstelle suchen, wird voraussichtlicn 
Obergrenze der Schätzung von r 

735000  erreichen. 
Wir rufen deshalb die Wirtschaft, inS

die 
sondere die Groß- und Mittelbetriebe, ^ 
noch Ausbildungsreserven haben, .. 
Verbände der Wirtschaft, die GeW^ 
schatten und Staat und Gemeinden 
im Interesse der Jugend noch einrna   n> 

Kraftanstrengungen     zu     untern ,ehm 

mehr Lehrstellen zu schaffen. Wir 
SPD und DGB auf, endlich ihre Verü

|6(1 

cherung der Jugend durch Horror*8   [, 
und  Panikmache  einzustellen  und 
diesen Anstrengungen anzuschließe 

Wo bleibt das Beispiel der 
IG Metall? 
Zur Kritik der IG Metall an den BenJ%Ü' 
gen der Bundesregierung, die ^ $ 
dungssituation zu verbessern, erkla

n|# 
Sprecher der CDU, Wolter v. Tiesen ^ 
sen: Die IG Metall macht den Fehle

e^' 
Urteil über die Politik der Bundes ^ 
rung zu fällen, obwohl die tatsäC,ätZ^ 
Entwicklung bei den AusbildungsP eii 
noch gar nicht abzusehen ist. En 9g p 
der Panikmache der IG Metall 9ibt %. 
gründete Hoffnungen, daß in diese ^ 
bis zu 730000 Lehrstellen angebote ^ 
den, so daß fast alle Schulabgänger ^ 
Ausbildungsplatz erhalten können. ^1 
sem Rekord tragen Industrie, ^e 
Handwerk und die Selbständigen ' ^ 
bewundernswerten Kraftanstrengu * $ 
Leider hat sich die IG Metall selber ^l 
sen Bemühungen nicht beteiligt- ^ 
in der Gewerkschaftszentrale d"|fin/ 
die Möglichkeit besteht, Bürogeh 
auszubilden. 
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NRW-WAHLKAMPF 

Stoltenberg: NRW ein Paradebeispiel 
>ür sozialdemokratische Mißwirtschaft 
hat

n?.esfinan2minister Stoltenberg 
dafQ 

,e ,G Metall und die IG Druck 
dje A

r yerantwortlich gemacht, daß 
r(ic^.rbe'tsmarktlage durch die zu- 
35«S»9enden narten Streiks für die 
wIUnden"Woche nicht so schnell 
Scr>aft Sert werden könne, wie Wirt- 
Wiih. L

Und Bundesregierung es sich 
"sehten. 

/\^ererseits, so Stoltenberg in Essen 
der \Ae'ner gemeinsamen Veranstaltung 
^heini   rtschaftsvereinigung 

Inland 
der CDU 

sss H ~"u und des Wirtschaftsausschus- 
kenr)e

er CDU Westfalen-Lippe, sei anzuer- 
Scriaft dal* eine ^eine von Einzelgewerk- 
antvv0rt

n 'm vergangenen Tarifstreit ver- 
Vertrpt. Ungsbewußt am Zustandekommen 

lretbarer Abschluß-Kompromisse mit- wirkt U'       • **"»»*iiiuw~iwiiipi vmraow   Min- 
durch ri 

tten- »Es geht also ein tiefer Riß 
Sa9te st'e deutschen Gewerkschaften", 
^ E** toltenberg vor rund 1000 Zuhörern 

^r d   
ner Saalba"- 

^Unai^1 'aufenden Wahlkampf zur Kom- 
ata am 30- September und zur 
St°ltenhSWahl am 12- Mai 1985 versPrach 

rhein-w 9 der seit 1966 in NorcJ- 
9i"ößtrn.estfa|en oppositionellen CDU die 
[69ieri.r,?     e Unterstützung der Bundes- 

und der Parteispitze in Bonn. 
Minister zur Lage im 

[en spn'p.en Bundesland: „Nach 18 Jah- 
6n heut        ung kann Nordrhein-Westfa- 

die ep
9eradezu als ein Paradebeispiel 

Scher prtlS
hlleistungen   Sozialdemokrat!- 

<e?9 
V
°lk4hsta9t 

'Selb    tikgelten- 
tlQnsf(jh

en Sjnne äußerte sich der Opposi- 
er und CDU-Spitzenkandidat für 

die Landtagswahl 1985, Bernhard Worms. 
Das von der SPD heruntergewirtschaftete 
Land müsse versuchen, seine Probleme 
hauptsächlich aus eigener Kraft zu lösen. 
Dazu gehöre es zuallererst, in Nordrhein- 
Westfalen ein Bündnis zwischen SPD und 
Grünen zu unterbinden. 
• „Es darf in Nordrhein-Westfalen keine 
Koalition zwischen Versagern und Ver- 
weigerern geben", stellte Worms unter 
starkem Beifall fest. 

Grüne wollen Kernkraft 
abschalten: 
Was sagt Rau dazu? 
Die Fraktion „Die Grünen" im Deutschen 
Bundestag fordert den Ausstieg unseres 
Landes aus der Atomenergie binnen 
sechs Monaten. Sie hat jetzt einen ent- 
sprechenden Gesetzentwurf vorgelegt. 
Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
Hansheinz Hauser (Krefeld), MdB, und der 
Landesvorsitzende der CDU Rheinland, 
Bernhard Worms, MdL, erklären in einem 
Brief an Ministerpräsident Rau u. a.: 
Die Verwirklichung dieses Vorschlags hät- 
te katastrophale Folgen für die deutsche 
Volkswirtschaft und insbesondere für das 
Ruhrgebiet, das bereits große Umstruktu- 
rierungsschwierigkeiten zu bewältigen 
hat. Träten zu diesen Schwierigkeiten 
noch die aberwitzigen Pläne der Grünen 
hinzu, bliebe kaum ein Arbeitsplatz in 
Nordrhein-Westfalen von den Auswirkun- 
gen eines Ausstiegs aus der Atomenergie 
verschont. Die unmittelbaren und länger- 
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fristigen Konsequenzen wären verhee- 
rend. Darüber könnten auch keine Milch- 
mädchenrechnungen über neue Arbeits- 
plätze durch alternative Energien hinweg- 
täuschen. Dieser Weg würde uns gegen- 
über unseren Wettbewerbern auf den 
Weltmärkten auf einen der letzten Plätze 
zurückwerfen. Was das für die Bundesre- 
publik als drittstärkste Handelsnation der 
Welt bedeutet, kann sich jeder vorstellen. 
Die Atomenergie ist die sauberste und 
umweltfreundlichste Energiequelle, die es 
gegenwärtig gibt, und sie wird technisch 
beherrscht. 
Wörtlich heißt es in dem Brief an Rau: 
„Uns ist bekannt, daß es auch in Ihrer Par- 
tei und bei den Gewerkschaften Stimmen 
gibt, die genauso beunruhigt sind. Es be- 
steht also aller Anlaß zur Besorgnis. Lei- 
der gibt bisher keine klare Absage Ihrer 
Regierung zu dieser Forderung. 

Wir bitten sie daher um eine eindeutige 
Stellungnahme gegenüber diesen Plänen. 
Hierauf haben die Bürger unseres Landes 
einen Anspruch." 

Worms und Möllemann 
wollen „rotgrünes Bündnis" 
verhindern 
Der CDU-Oppositionschef im nordrhein- 
westfälischen Landtag und Spitzenkandi- 
dat seiner Partei für die Landtagswahl 
1985, Bernhard Worms, und der Landes- 
vorsitzende der seit 1980 nicht mehr im 
Landtag vertretenen FDP, Jürgen Mölle- 
mann, haben es zu ihrem gemeinsamen 
Ziel erklärt, in Nordrhein-Westfalen ein 
„rotgrünes Bündnis" von SPD und Grünen 
zu verhindern. Möllemann betonte nach ei- 
nem Gespräch mit Worms in Düsseldorf, 
beide Seiten seien sich auch einig darin 
gewesen, daß Ministerpräsident Johannes 
Rau (SPD) „keine Chance" habe, bei der 
Landtagswahl wieder die absolute Mehr- 
heit zu erringen. Daher sei es „zentrales 
Ziel des konservativ-liberalen Lagers", ei- 

ne   „rotgrüne"   Mehrheit  auszuschließ 
Dazu würden CDU und FDP ihre gar 
Kraft aufbringen. Möllemann betonte W 
ter, während seiner einwöchigen InforrT^f 

tionsfahrt durch das Ruhrgebiet habe 
bei Wirtschaft und Handwerk eine „gr0

gi. 
Verunsicherung wegen der Möglichke' 
nes rotgrünen Bündnisses" registriert- 
sei  sogar von  „Abwanderung"  und 
„vorsichtiger Zurückhaltung bei Invest 
nen" die Rede gewesen. 

Für 700000 Tonnen Mllchre** 
bewilligt ^ 
Für die sogenannte Milchrente sind bi    J 

Anträge auf 780000 Tonnen gestellt 
davon für 700000 Tonnen bewillig* 
den. Die Milchrente wird von der Bun 

de5' 
rte" 

regierung gezahlt, um die den LandW t. 
durch den Abbau der Milcherzeugung ^ 
standenen Einbußen auszugleichen- V 
das Bundesernährungsministerium m' j 
te, dürften im Durchschnitt im Norden 
Süden etwa die gleichen prozept lc, 
Milchmengen, gemessen an der gesa . 
Produktionsmenge,    abgebaut    *e-s^ 

IIV Nur in Bayern liegt der Prozentsatz b' 
unter dem Bundesdurchschnitt. Am r   ^ 
stärksten wird die Milchrente in den    ^ 
desländern Nordrhein-Westfalen, ^e 

I» t und Rheinland-Pfalz genutzt. 
Die Anmeldefrist für die Milchrente 
am 30. September ab. Insgesamt   %f 
nach  Angaben  des Ministeriums ' ^ 
Bundesrepublik über die Milchrente 
Million Tonnen Milch freigesetzt wer 

Schutzräume für nur 3 ^x0t ^ 
Für die rund 61 Millionen Bürger der ^ 
desrepublik Deutschland stehen ^ 
2184295 Schutzraumplätze zur ^ 
gung. Dies entspricht einem Satz $ 
diglich 3,55 Prozent. Die 0ß{! # 
Schutzbau-Gemeinschaft teilte ^'^ 
werde an die Bundestagsabgeor ^ 
appellieren, die Schutzraumbaupf|ic 

der einzuführen. 
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DEUTSCHLANDPOLITIK 

7 ünde für Honeckers Absage 
*lnd nicht akzeptabel 
^d© QSa9e des Honecker-Besuchs 
^'niit   ptember erklärt der Staats- 
lipp j er beim Bundeskanzler, Phi- 
hat tji

enI,,n9er: Die Bundesregierung 
Kenj!? Entscheidung der DDR zur 
d'e$e P   genommen- Sie bedauert 
daß d Er)tscheidung. Sie bedauert, 

der tausch 9ewunschte Meinungsaus- 
^Uch -'Wle er ,ür diesen Herbst 
%£^xX einer Reihe führender Poli- 
er PJrtderer Staaten des Warschau 
fit>det    Vor9esehen ist, nicht statt- 

Ud 
Undesregierung kann die Begrün- 

schob
n9 der DDR, daß der Besuch ver- 

^Sre
n Werden soll, weil es in der Bun- 

DisKUggbllk. Deutschland eine öffentliche 
h6, n'chi°n Über den Besuch gegeben ha- 

tschi akzePtieren. Die Bundesrepublik 
seine IU? and 'st ein Land, in dem jeder frei 
Öie B

einung äußern kann. 
T*9en udesregierung hat in den letzten 
derh0|t 

ei verschiedenen Anlässen wie- 
der j      uf hingewiesen, daß Herr Ho- 

d Wiik  der Bundesrepublik  Deutsch- 
k'n.d. üb men ist und daß wir bereit 

^ dern R3"6 Tr)emen zu sprechen und 
^Hcw ßesuch nichts auszuklammern. 

!i n 9 de?6r Helmut Kohl nat die Einla- 
DDRS Vors'tzenden des Staatsrates 

^erri   .'Generalsekretär Honecker, zu 
^tsVot?

rbeitstreffen,   die   von   seinem 
rbellin  nger   im   Dezember   1981   am 

v
0rtirn6r. ee ausgesprochen wurde, über- 

s°
n seite Und wiederholt bekräftigt. Das 

(jK^a9enenßder Bundesregierung vorge- 
.bri9en a.| Besuchsprogramm umfaßte i 
SlJchs jn

a!je Elemente eines offiziellen Be- 
Qer Bundesrepublik Deutschland 

einschließlich eines Empfangs durch den 
Herrn Bundespräsidenten. Auch waren 
die Vorbereitungen des Besuchs so weit 
gediehen, daß der von der DDR vorge- 
schlagene und von uns akzeptierte Be- 
suchstermin durchaus als realistisch an- 
gesehen werden konnte und der Besuch 
auf dieser Grundlage reibungslos hätte 
durchgeführt werden können. 
Die Gespräche über ein gemeinsames 
Kommunique haben darüber hinaus ge- 
zeigt, daß es keine unüberwindlichen 
sachlichen Schwierigkeiten gab und eine 
Reihe wesentlicher gemeinsamer Aussa- 
gen möglich gewesen wäre. 
Die Bundesregierung erwartet, daß die 
Entscheidung der DDR die weitere Fort- 
entwicklung der Beziehungen zwischen 
den beiden Staaten in Deutschland nicht 
belastet und daß der von beiden Seiten 
gewünschte Dialog und die Zusammenar- 
beit im Interesse des Friedens in Europa 
und der Menschen im geteilten Deutsch- 
land weitergehen. 

Dazu schreibt die Rheinische Post: 
Nun kommt er also nicht — vorerst jeden- 
falls. Die zweite Absage eines Honecker- 
Besuchs in der Bundesrepublik binnen 17 
Monaten zeigt nachdrücklich, wie schwer 
es die Deutschen hüben und drüben mit- 
einander haben. Das bedeutet gar nicht 
einmal, daß sie es sich selbst so schwer 
machen. Denn wenn es nach dem DDR- 
Staatsratsvorsitzenden gegangen wäre, 
dann wäre er gewiß am 26. September ge- 
kommen. Aber der „Arbeitsbesuch" paßte 
ganz offenbar einer zutiefst verunsicher- 
ten Kreml-Führung nicht ins Konzept. Die- 
sem Druck konnte und wollte sich Honek- 
ker letztlich nicht widersetzen. 



Eine „1" vor dem Komma — 
Note „1" für die Bundesregierung 
Die solide Wirtschafts- und Finanzpolitik der 
Regierung Helmut Kohl zahlt sich aus. Wir sind 
Weltmeister in Stabilität. Im August sind die 
Preise nur noch um 1,7 Prozent gestiegen. Das 
gab es seit Ludwig Erhards Zeiten nicht mehr. 
Zum Vergleich: Noch vor zwei Jahren, unter 
SPD-Regierung, stiegen die Preise um 
5,3 Prozent. 
X Stabile Preise: Das ist so gut wie 

eine saftige Lohnerhöhung! 
Löhne und Gehälter werden nicht mehr durch 
die Inflation aufgezehrt. Die Kosten für die 
Lebenshaltung bleiben stabil. Das merkt die 
Hausfrau beim Einkaufen. Das merken vor all^ 
auch Rentner, Studenten und Arbeitnehmer. 

Diese Politik 
zahlt sich für alle Bürger aus. 

CDU 
J§F   sicher 

W  sozial 
f   und frei 



^9ierung Helmut Kohl: 

Bojitik für eine gesunde Umwelt 
übphtHReden ~ Handeln schützt die Umwelt. Die SPD hat jahrelang 
Die R      Umweltschutz nur geredet: Heute sterben unsere Wälder. 
delt r?9'erun9 Helmut Kohl hat entschlossen und konsequent gehan- 
sauh Politik zahlt sich aus: Luft und Wasser werden wieder 

cje ^rcn die drastische Verschärfung der Vorschriften zur Reinhaltung 
xirt ;    . na°cn wir jährlich 1,6 Millionen Tonnen weniger Schwefeldio- 

'u >n der Luft. 

Autn 1K86 wird Dleifreies Benzin eingeführt. Die Schadstoffe in den 
y    abgasen werden massiv verringert: um 90 Prozent. 
Wirklneue Bodenschutzprogramm der Regierung Helmut Kohl sieht 
Schaf?m® Maßnanmen vor: zum Schutz des Bodens und der Land- 
.    att; für gesunde Nahrungsmittel. 
Wirr? ^renzübergreifende Zusammenarbeit zum Schutz der Umwelt 
nirh+9rundle9end verbessert. Jeder weiß: Luft und Wasser machen 
D

Cht an Grenzen halt. 
Nachh *die Re9«erung Helmut Kohl erreicht: 18 europäische 
Schill ?rstaaten verringern die grenzüberschreitende Luftver- 
ÖeutUt2ung um 30 Prozent- Die DDR und die Bundesrepublik 
tend chland arbelten Dei der Reinhaltung der grenzüberschrei- 
)C7n        ewasser zusammen. 
der n/'1 lionen Mark hat die Regierung Helmut Kohl zur Erforschung 
kynfxfachen des Waldsterbens zur Verfügung gestellt: So kann in Zu- 

aer Wald noch wirkungsvoller geschützt werden. 

Die Regierung Helmut Kohl handelt: 
Für eine gesunde Umwelt. 

CDU 
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Grüner mit Ministerhut 
Der saarländisehe SPD-Vorsitzende Oskar 
Lafontaine, der Linksaußen seiner Partei, 
redet nicht lange wie sein hessischer Par- 
teifreund Börner um den heißen Brei her- 
um, um sich schließlich doch von den Grü- 
nen erpressen zu lassen. Er macht ihnen 
von vornherein ein Koalitionsangebot. 
Falls er am 10. Mai 1985 der Sieger der 
Landtagswahl an der Saar wird, sollen sie 
in seine Regierung aufgenommen werden 
und richtig schön regieren lernen. 
Für das Amt des Umweltministers hat La- 
fontaine einen Obergrünen, der nebenbei 
noch SPD-Mitglied ist, ausersehen: den 
36jährigen Jo Leinen, Vorsitzender des 
Bundesverbandes Bürgerinitiativen Um- 
weltschutz (BBU), der wegen seiner Frie- 
densdemonstrationen verschiedentlich 
mit der Justiz in Konflikt geriet, für den 
NATO-Gegner und Schmidt-Beschimpfer 
Lafontaine aber durchaus ministrabel ist. 
Dies wird noch einigen Ärger geben, denn 
die Partei der Grünen will sich das Erstge- 
burtsrecht im Umweltschutz nicht streitig 

machen lassen und giftet den glel 0' 
Grünen  Leinen gehörig an.   Nacn w 
Meinung drängt er sich nach derrj 
stersessel, weil es ihm nicht um die 

rferfl 
i/ 

tung des Saarlandes geht, son^    .ßj 

seine eigene, da der BBU in fin&n 

Nöten steckt. c$ 
Für die 25000 Beschäftigten der ^ 
bergwerke und der Saarstahl * 'n/pfl 
Bund und Land mit drei Milliarder' ^ 
aus der Patsche helfen, ist dieser £ gfr 
grünen Nest nur ein beiläufiger Sp ^r 
ster ist, daß der designierte Um* ^ 
ster  und  Lafontaine-Wahlhelfer     .$• 

- unen*< kraftwerken fordert und als neue *   pgi< 
WärmePZt 
haupte 

dadurch können 400000 Arbeitsp 
schaffen werden. Es ist schwer, 

auch den Ausstieg aus Kern- 
kraftwerken fordert und als neue --^ 
quellen Sonne, Wind und WärrneP ^ 
empfiehlt. Allen Ernstes behaupte*     ^ 
rlnM,,rr*H  Unrsnan  AnnnHH  ArhPJtSP'*    u liP 

$itf 

Industrieland an der Saar als 9rü^S^\ 
vorzustellen, in der Bergleute un /- 
werker sich ihr Brot mit Rasenmaif f 
Landschaftsschutz verdienen. & t i/0 
standenen Sozialdemokraten Q>r foo^ 
den Industriestürmern, aber L,-eSe* 
hat den Segen Willy Brandts W"0Jß 
alition, die aus dem Saarland ein - 
sches Experimentierfeld machen 
Abendpost/Nachtausgabe, 4. 9.1"4 
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